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MAG 

Ermessen lenkende Weisungen 2016 

 
 
Allgemeines 
 

Die fachlichen Hinweise zu Maßnahmen bei einem Arbeitgeber (MAG) nach § 16 Abs. 1 
SGB II i.V.m. § 45 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, 2 und 4 SGB III sind als verbindliche Weisungen bzw. 
ergänzende Empfehlungen der Bundesagentur für Arbeit zur Rechtsauslegung und Umset-
zung zu beachten.  
 

https://www.baintranet.de/011/001/010/003/Documents/HEGA-03-2012-VG-Gesetz-Verbesser-P-45-Anlage-2.pdf 
-neuer Link- 

  
Bei MAG handelt es sich um eine Ermessensleistung im SGB II. Diese Ermessenlenkenden 
Weisungen (ErmlW) werden erlassen, um der Integrationsfachkraft (IFK) eine im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel- sachgerechte Auswahl unter den zu fördern-
den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (eLb) zu ermöglichen. 
 
 
Ziel: 
 

Ziel und maßgebliche Voraussetzung ist, dass mit Hilfe dieser Leistung  

 die Heranführung an den Arbeits- und Ausbildungsmarkt,  

 die Feststellung, Verringerung oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen oder  

 die Heranführung an eine selbständige Tätigkeit gelingt  
und in der Folge  

 sich die Aussicht auf eine nachhaltige Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
verbessert bzw.  

 durch Arbeitsaufnahme eine Überwindung der Hilfebedürftigkeit in Aussicht ist.   
 

Mit der neu eingeführten Gutscheinvariante wird der eLb hinsichtlich seines eigenen Bei-
trags zum Integrationsprozess mehr gefordert und gleichzeitig sein Entscheidungs- und 
Wahlrecht gestärkt. 
 
 
Förderungsfähiger Personenkreis: 
 

Auf Basis der Stärken- und Potentialanalyse legt die Integrationsfachkraft (IFK) fest, ob eine 
MAG für die weitere Eingliederungsstrategie notwendig und zielführend ist.  
Der Produkteinsatz MAG kommt für alle Profillagen in Betracht. Er kann bei folgenden Hand-
lungsstrategien im Rahmen des 4PM empfohlen werden (Stand: April 2012):  

 Vermittlung (übergreifende Handlungsstrategie)  

 Gesundheitlich angemessene Beschäftigung vorbereiten bzw. realisieren  

 Berufliche (Teil-)Qualifikation realisieren 

 Berufserfahrung ermöglichen  

 Leistungsfähigkeit feststellen/Leistungsfähigkeit fördern  

 Perspektiven verändern  

 Individuelle Wettbewerbsnachteile ausgleichen  
 
 
 
 

https://www.baintranet.de/011/001/010/003/Documents/HEGA-03-2012-VG-Gesetz-Verbesser-P-45-Anlage-2.pdf
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Verfahren: 
 

 Zur Sicherstellung eines wirkungsvollen Instrumenteneinsatzes müssen vor Ausstellung 
des AVGS-MAG  

o das Profiling und die Handlungsstrategie aktualisiert und  
o die Kriterien des Förder-Checks erfüllt sein. 

 

 Es ist die Entscheidung notwendig, was zielführender ist 
o die direkte Beauftragung eines Trägers und Zuweisung (wie bisher) oder 
o die Ausgabe eines Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheines (AVGS-MAG).   

 

Maßnahmeabsicht und inhaltliche Ausgestaltung der MAG sind entsprechend der verein-
barten Handlungsstrategie in der EinV bzw. im AVGS festzuschreiben. 

 Die zentralen BK-Vorlagen (s. BK-Browser über coSach) sind zu nutzen. 
 

 
AVGS-MAG 

o konkrete Zusicherung i. S. d. § 34 SGB X 
o Für eine effektive Integrationsstrategie sollte die Gültigkeitsdauer des AVGS auf max. 

drei Monate begrenzt werden. 
 

o Die zeitgleiche Ausgabe mehrerer AVGS mit unterschiedlichen MAbE-Maßnahme-
zielen (§ 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 SGB III) sollte nur erfolgen, wenn dies die indi-
viduelle Integrationsstrategie zielorientiert unterstützt. Der Fokus ist auf die schritt-
weise Bearbeitung der Handlungsbedarfe zu legen. 
 

o § 45 Abs. 4 Satz 2 SGB III ermöglicht es den Jobcentern, den Gültigkeitsbereich des 
AVGS für die Auswahl des AGs regional zu beschränken. Die Beschränkung sollte 
sich an der strategischen Ausrichtung des Integrationsprozesses orientieren (siehe 
auch Absprache zu Eigenbemühungen). Der regionale Gültigkeitsbereich ist auf dem 
AVGS zu vermerken.  

o Die Teilnahme an der MAG kann erst nach Zugang des Bewilligungsbescheides be-
ginnen 

o Die Gültigkeit des AVGS-MAG erlischt durch die Ablehnung der Maßnahme nicht.  
 

 
Anforderungen an den Arbeitgeber 

o Eignung zur Durchführung dieser Maßnahme 
o maßnahmekonforme Betreuung, Beaufsichtigung und Anleitung 
o arbeitsrechtliche Bestimmungen, Unfallversicherungsschutz und sicherheitsrelevante 

Kleidung 
o Vorlage des Erhebungsbogens (mit Tätigkeitsbeschreibung) vor Maßnahmebeginn 
o Die/der eLb erhält einen Berichtsbogen, wenn im Anschluss an die Maßnahme keine 

Übernahme in ein versicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis durch den Arbeitgeber 
erfolgt. 

 

Betriebliche MAG negativ bei Arbeitgebern,  
o der den Arbeitnehmer innerhalb der letzten 4 Jahre bereits mehr als 3 Monate versi-

cherungspflichtig beschäftigt hatte,  
o der mit dem Kunden vor MAG-Antragstellung bereits Beschäftigung vereinbart hat,  
o von dem üblicherweise eine Beschäftigung ohne betriebl. Erprobung erwartet werden 

kann, 
o dem geeignete Fachkräfte vermittelt werden können oder 
o deren Betriebssitz außerhalb des Tagespendelbereiches liegt, sofern der eLb nicht 

vorher auch einer überregionalen Vermittlung zugestimmt hatte.  
o Keine MAG im Ausland 
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Anforderung an die Tätigkeit 
o Orientierung der Tätigkeit an den Anforderungen und Ausführungsformen des Berufs, 

der als Gegenstand der MAG vorgesehen ist (s. objektive Einschätzung von  Stärken 
und Schwächen) 

o keine Nutzung, um urlaubs- oder krankheitsbedingte Ausfälle oder betriebliche Spit-
zenbelastungen aufzufangen 

o kein Einsatz ohne Betreuung und allein zur Arbeitsleistung ohne Betreuung  
 
Auch kurzzeitige Maßnahmen mit produktiven Arbeiten, die landläufig als „Probearbeit“ be-
zeichnet werden, sollten unabhängig von der Zeitdauer ab sofort als MAG abgewickelt wer-
den, da dies 

o rechtssicherer als eine Duldung ist (s. Unfallversicherung), 
o einer ableitbaren Unterstellung einer Förderung von „Schwarzarbeit“ besser be-

gegnet werden kann (vgl. Umgehung von Personalengpässen),  
o über coSach die missbräuchliche Nutzung einschlägiger Betriebe auffälliger wird, 
o unsere Aktivierungsquote damit steigt (vgl. Maßnahmeeintritt) und 
o eine Erstattung entstandener Kosten einfacher ist. 

Die IFK gibt ihre notwendige Zustimmung nach eigenem Ermessen. Das JC ist Herr des Ver-
fahrens; bei Zeitdruck, der eine geregelte Förderabwicklung nicht zulässt, ist die Zustimmung 
zu verweigern! Der Vorgang ist ausreichend zu dokumentieren. 
 

 
Das Teilnehmer- und Absolventenmanagement ist zu beachten (vgl. durchgehende Betreu-
ung, anschließend Prüfung des Bewerberprofils und des Handlungsbedarfes).  
 
 
Förderdauer: 
 

Die konkrete Dauer der MAG wird im Jobcenter festgelegt. Sie richtet sich nach den indivi-
duellen Handlungsbedarfen, dem daraus abgeleiteten strategischen Vorgehen und den An-
forderungen an die betriebliche Maßnahme.  
Dabei dürfen MAG grundsätzlich die Dauer von jeweils sechs Wochen (30 AT bei 5-Tage-
Woche/ 42 AT bei 6-Tage Woche) nicht überschreiten (§ 45 Abs. 2 Satz 2 SGB III). Bei 
Langzeitarbeitslosen oder U25 mit schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen kann eine 
Teilnahme an der MAG bis zu max. 12 Wochen (max. 84 Kalendertage, je nach branchen- 
bzw. betriebsüblichen Besonderheiten) zielführend sein (§ 16 Abs. 3 SGB II).   
 
 
Förderhöhe: 
 

Förderungen im Rahmen der MAG umfassen die Übernahme aller teilnehmerbezogenen 
notwendigen und angemessenen Kosten für die Teilnahme. 
 
 
Dokumentation des Ermessens (siehe fachliche Hinweise): 
 

Da es sich bei der Entscheidung über die Teilnahme an einer MAG um eine Ermessensleis-
tung handelt, sind alle wesentlichen Verfahrensschritte und Entscheidungen aussagekräftig 
und nachvollziehbar zu begründen.  
Dies gilt insbesondere für die Unterbreitung eines Angebots für die Teilnahme an einer MAG 
bzw. die Bewilligung der Teilnahme aufgrund des AVGS-MAG. Diese ist mit Angabe  

 des Arbeitgebers (ggf. Anschlussbeschäftigung),  

 des Maßnahmezeitraums und  

 des Maßnahmeinhalts  
in VerBIS (Kundenhistorie) als Beratungsvermerk zu dokumentieren. Gleiches gilt im Falle 
der Ablehnung einer konkreten Maßnahmeteilnahme.  
Bei der Ausstellung des AVGS-MAG sind auch die Gründe für die getroffenen Festlegungen 
in einem Beratungsvermerk zu dokumentieren.  
Wird die/der eLb nicht durch den Arbeitgeber in ein versicherungspflichtiges Beschäftigungs-
verhältnis übernommen und wird aus diesem Grund mit der/dem eLb ein Folgegespräch im 
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Rahmen des Bewerbermanagements geführt, sind dessen Ergebnis bzw. die weiteren Ver-
anlassungen ebenfalls zu dokumentieren. 
 
 
Nachhaltung: 
 

Jeder Förderfall wird seitens der Integrationsfachkraft geprüft mit Fördercheck hinsichtlich 
Rechtmäßigkeit, Wirkung und Wirtschaftlichkeit.  
Ein UFa-Checkbogen zur Prüfung der sonstigen korrekten Abwicklung (s. Beachtung der 
Förder- und Dokumentationsvorschriften) liegt vor und ist zu verwenden.  
Der gesamte Vorgang mit Fördercheck und UFa-Checkbogen als Deckblatt geht über den 
Teamleiter an die Sachbearbeitung AGT.  
 
 
18.01.2016 
Gastinger, Teamleiter Markt&Integration 
 
13.01.2016 
Wilhelm, Fachbetreuer 


